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Prof. Dr. Christian Calliess* ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- 

und Europarecht an der Freien Universität Berlin. Er ist Mitglied im vom BMBF geförderten Kompe-

tenznetzwerk Umweltrecht (KomUR) sowie der von der Berliner Exzellenzinitiative BUA geförderten 

Einstein Research Unit Klima und Wasser (CliWaC). 

Bei dem Beitrag handelt es sich um die Langfassung eines Vortrags, den der Verfasser bei der Jahres-

tagung des Vereins für Infrastrukturrecht e.V. (VIR) am 27.11.2025 gehalten hat und der in gekürzter 

Form in der ZUR, Heft 5 2026 erscheinen wird. 

 

 

Abstract 

Der Beitrag befasst sich aus rechtlicher Perspektive zunächst mit der Frage, wie sich Maßnahmen zur 

Reduktion der Treibhausgasemissionen und Klimaanpassung einerseits zu technischen Lösungen des 

Climate Engineering andererseits verhalten. Im Fokus steht insoweit die Technik des Carbon Capture 

and Storage (CCS). Daran anknüpfend wird die Frage untersucht, ob technische Lösungen im Rahmen 

des Klimaschutzrechts einen Fremdkörper darstellen, der in Widerspruch zu umweltrechtlichen Leit-

prinzipien, vor allem dem Vorsorgeprinzip, geraten kann. Im Rahmen einer zwischen den Techniken 

differenzierenden Lösung wird in diesem Kontext auch die Frage beantwortet, ob es im Rahmen des 

Vorsorgeprinzips einen Risk/Risk-Tradeoff geben kann und für das CCS unter bestimmten Vorausset-

zungen, die der Gesetzgeber zu beachten hat, bejaht. 

 

A. Einführung  

Die Bewältigung des Klimawandels ist eine der großen politischen Herausforderungen unserer Zeit. 

Dies unterstreicht in rechtlicher Hinsicht der Klimabeschluss des BVerfG, der dem Staatsziel Umwelt-

schutz des Art. 20a GG im Kontext eines neu entwickelten Grundrechts der intertemporalen Freiheits-

sicherung eine wichtige Steuerungsfunktion zuweist.1 Die bisherigen Bemühungen zur Eindämmung 

des Klimawandels konzentrieren sich in erster Linie auf Strategien zur Reduktion der Treibhausgasemis-

sionen („Mitigation“), zunehmend aber auch auf die Bewältigung der Auswirkungen der Erderwärmung 

durch Anpassung an den Klimawandel („Adaptation“). In der „Klimarahmenkonvention“ der Vereinten 

Nationen wurde 1992 zunächst nur die Reduzierung anthropogener Treibhausgas-Emissionen festge-

legt. Auf der Klimarahmenkonferenz 2010 in Cancún wurde von den Vertragsstaaten dann erstmals 

bestätigt, „dass die Anpassung mit dem gleichen Stellenwert wie die Emissionsreduktion behandelt 

 
* Für hilfreiche Unterstützung und Diskussionen danke ich den Wiss. Mitarbeitern und Doktoranden am Lehrstuhl, 

Herrn Felix Schumacher und Niklas Täuber-Friederichs. 
1 BVerfGE 157, 30 Rn. 197ff. = NVwZ 2021, 951; erläuternd Britz, NVwZ 2022, 825; Schlacke, NVwZ 2021, 

912; Faßbender, NJW 2021, 2085; Fellenberg, NVwZ 2022, 913; Franzius, KritV 104 (2021), 136 ff.; krit. 

Breuer, NVwZ 2022, 1233; einordnend Calliess, JuS 2023, 1 ff. und DVBl. 2024, 820 ff. jeweils m.w.N. zum 

Meinungsstand. 
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werden muss“ und es wurde das „Cancún Adaptation Framework“ beschlossen.2 Dementsprechend spie-

len in Ergänzung zu Maßnahmen der Dekarbonisierung - was nicht zuletzt das BVerfG betont - auch 

Maßnahmen der Klimaanpassung eine Rolle.3 Diese umfassen im Rahmen der deutschen Anpassungs-

strategie gegen den Klimawandel jene Instrumente, die die Auswirkungen des Klimawandels auffangen 

und schwere Folgen vermeiden helfen sollen, vor allem in den Bereichen der Stadt- und Landschafts-

planung und des Hochwasserschutzes.4 

Darüber hinaus können möglicherweise Innovationen und neue Technologien helfen, den Klimawandel 

zu verlangsamen oder gar zu stoppen und solchermaßen das Überschreiten der planetaren Grenzen des 

1,5 bis 2 Grad-Ziels zu verhindern. Unter dem Begriff des „Climate Engineering“ (CE) werden solche 

technischen Lösungen diskutiert. In diesem Kontext geht es dann nicht mehr „nur“ darum, die Risiken 

dieser Technologien mit wirtschaftlichen Freiheiten, Interessen und Chancen abzuwägen, sondern zu-

gleich auch die ökologischen Risiken, die mit einem Verzicht auf diese neuen Technologien einherge-

hen, für die Bekämpfung des Klimawandels einzubeziehen.  

In rechtlicher Hinsicht lassen sich insoweit zwei Fragenkreise unterscheiden, die gleichwohl in einem 

engen Zusammenhang stehen. 

1. Wie verhalten sich Strategien zur Reduktion der Treibhausgasemissionen (Mitigation) einerseits und 

Strategien zur Bewältigung der Auswirkungen der Erderwärmung durch Anpassung an den Klimawan-

del (Adaptation) andererseits zu Strategien, die technische Lösungen verfolgen? Lassen sie sich den 

beiden etablierten Strategien zuordnen?  Daran anknüpfend stellt sich die Frage, ob sich technische Lö-

sungen in das Klimaschutzrecht bzw. das Klimaanpassungsrecht einordnen lassen oder daneben eine 

eigenständige 3. Säule darstellen.  

2. Zugleich stellt sich die Frage, ob technische Lösungen im Rahmen des Klimaschutzrechts einen 

Fremdkörper darstellen, der in Widerspruch zu umweltrechtlichen Leitprinzipien, vor allem dem Vor-

sorgeprinzip, geraten kann. Daran anschließend stellt sich die Frage, ob es im Rahmen des Vorsorge-

prinzips einen Risk/Risk-Tradeoff geben kann. Insoweit geht es vor allem um die Frage, ob das Vorsor-

geprinzip es möglicherweise gar gebietet, CE-Techniken zu entwickeln, weil bereits absehbar ist, dass 

die Mitigation-Politik global betrachtet zu ineffektiv ist und sich die Risiken einer übermäßigen globalen 

Erwärmung immer mehr zu konkreten Schäden für das (Über-) Leben von Mensch und Umwelt ver-

dichten. 

 

 
2 Vertiefend dazu Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 ff. 
3 BVerfGE 157, 30 Rn. 144 ff. = NVwZ 2021, 951; Hilbert, ZUR 2023, 259; Saurer, NuR 2022, 513.  
4 BVerfGE 157, 30 Rn. 164 = NVwZ 2021, 951 mwN; siehe auch Bundesregierung, Deutsche Anpassungsstrate-

gie an den Klimawandel 2024, S. 9 f.  
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B. Grundlagen 

Unter dem Begriff des CE werden technische Lösungen verstanden, die dem globalen Klimawandel 

entgegenwirken sollen. Der Begriff ist ein Sammelbecken für verschiedene Instrumente, deren Ziel es 

ist, in Naturabläufe einzugreifen, um den Klimawandel zu begrenzen. Zugleich lassen sich die techni-

schen Lösungen zwei Kategorien zuordnen.5  

Die erste Kategorie bilden jene Instrumente, die dazu dienen, die CO2-Konzentration in der Atmosphäre 

gering zu halten. Dies kann neben natürlichen Senken wie der Wiederaufforstung durch technische Sen-

ken geschehen. Dazu gehören insb. Carbon Dioxide Removal-Technologien (CDR), die das Treibhaus-

gas aus der Atmosphäre entnehmen, auf diese Weise die Treibhausgaskonzentration effektiv senken und 

damit zu Negativemissionen führen. Darüber hinaus fallen hierunter die verwandten Techniken des Car-

bon Capture and Storage (CCS), die die Freisetzung von CO2 in industriellen Produktionsprozessen 

durch vorige Bindung verhindern.6 Neben bzw. zwischen CDR-Verfahren und CCS-Verfahren liegen 

die Techniken des Direct Air Capture and Storage (DACCS) bzw. des Bioenergy and Carbon Capture 

and Storage (BECCS), bei denen CO2 direkt aus der Atmosphäre oder aus der Produktion von Energie 

aus Biomasse entnommen wird und sodann eine Speicherung im Wege industrieller CCS-Verfahren 

stattfindet. Nach dem Verwendungsziel des abgeschiedenen CO2 lässt sich davon ferner die Technik 

des Carbon Capture and Utilisation (CCU) unterscheiden.7 Bei CCU-Verfahren wird das aufgefangene 

CO2 nicht – wie bei CCS-Verfahren – in der Erde gespeichert, sondern vielmehr sonstigen Verwendun-

gen, vor allem als industrielles Vorprodukt, zugeführt.8  

Die zweite Kategorie der technischen Instrumente setzt nicht an der CO2-Konzentration in der Atmo-

sphäre an, sondern versucht auf andere Weise, das Pariser Temperaturziel zu erreichen. Dazu gehört vor 

allem die Technologie des Solar Radiation Management (SRM), teils auch als solares Geoengineering 

bezeichnet. Diese knüpft nicht an die Quelle der Erderwärmung, die Treibhausgasemissionen an. Viel-

mehr will die Technologie des SRM die globale Erwärmung durch Beeinflussung der Sonneneinstrah-

lung reduzieren. Mögliche Techniken reichen von weltraumbasierten Strukturen über Aerosolinjektion 

in der Stratosphäre bis zur Beeinflussung verschiedener Wolkenstrukturen (Cirrus Cloud Thinning, Ma-

rine Cloud Brightening).9 

 

 
5 Calliess, Vorsorgeprinzip, planetare Grenzen und Climate Engineering, in: Köck/Markus/Reese (Hrsg.), Zu-

kunftsfähiges Umweltrecht I, 2023, 99 (126, 132 ff.); Klimke, Menschenrechte & Geoengineering – Implikationen 

von Technologien zur künstlichen Klima-Modifikation für die Menschenrechte, ZUR 2025, 131 (135). 
6 Ausführlich zu diesen Technologien Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 (90 ff.). 
7 Zum Rechtsrahmen für CCU siehe Rösner/Rothfuß, NuR 2025, 20.  
8 Umfassende Abgrenzung bei Saurer, NuR 2023, 370 (370 ff.); siehe auch Markus/Otto/Thrän, ZUR 2024, 387 

(391 ff.).  
9 Vertiefend Bronkalla/Ruddigkeit, in: Umweltbundesamt (Hrsg.), Solar Radiation Modification (SRM). Wirk-

weise, Risiken und Governance eines Eingriffs in das globale Klimasystem durch solares Geoengineering, 2024 

(online verfügbar). 
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I. CE und Pariser Klimaziele 

Das Pariser Klimaabkommen (PKA) verpflichtet alle Vertragsparteien auf das verbindliche Ziel, die 

Erderwärmung im Vergleich zum vorindustriellen Niveau deutlich unter 2°C zu halten und Anstrengun-

gen zu unternehmen, den Temperaturanstieg bis zum Jahre 2050 auf 1,5 °C zu begrenzen (Art. 2 Abs. 1 

lit. a PKA). Zugleich soll so bald wie möglich der weltweite Scheitelpunkt der Emissionen erreicht wer-

den, „um in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ein Gleichgewicht zwischen den anthropogenen 

Emissionen von Treibhausgasen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase“ herzustellen (Art. 4 

Abs. 1 PKA).10 Vornehmliches Instrument hierfür ist die Begrenzung der Emissionen von Treibhausga-

sen. Darüber hinaus enthält das PKA auch die Verpflichtung, Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesse-

rung von Senken und Speichern von Treibhausgasen zu ergreifen (Art. 5 Abs. 1 PKA), wobei hier mit 

Wäldern explizit nur auf natürliche und nicht auf technische Senken verwiesen wird.11 Nicht eindeutig 

ist insoweit Art. 3 Abs. 3 der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen.12 Allerdings definierte 

der Weltklimarat im Jahre 2018 den Begriff der Mitigation als eine „human intervention to reduce emis-

sions or enhance the sinks of greenhouse gases”.13 Das Klimaschutzgesetz (KSG) als deutsche Konkre-

tisierung der Ziele des Pariser Klimaabkommens ist insoweit noch einmal klarer: In § 3 Abs. 2 KSG 

wird als Ziel die Erreichung der Netto-Treibhausgasneutralität bis 2045 formuliert, ab 2050 sollen ne-

gative Treibhausgasemissionen erreicht werden. Daran anknüpfend werden technische Senken in § 3b 

KSG explizit in den Instrumentenkanon zur Erreichung der Klimaziele aufgenommen. 

II. Technische Lösungen in Begriff und Systematik des Klimaschutzrechts 

1. Zum Meinungsstand 

Die rechtlichen Instrumente des Klimaschutzes14 orientieren sich an den Strategien zur Bekämpfung des 

Klimawandels: Der "Mitigation" ist das Klimaschutzrecht und der "Adaptation" das Klimaanpassungs-

recht zugeordnet.15 Das Klimaschutzrecht wird im Rahmen einer funktionalen Begriffsbestimmung als 

„die Summe derjenigen Rechtsnormen, die das Klima vor anthropogenen Einwirkungen schützen sol-

len“ definiert.16 Um auch Instrumente des CE zu erfassen, definieren manche Autoren den Begriff des 

Klimaschutzrechts umfassender und erweitern ihn um Maßnahmen, die der „Wiederherstellung“ dienen. 

Im Zuge dessen wird der Begriff der Mitigation z.B. von Kahl/Gärditz über Maßnahmen zur „Reduzie-

rung von THG-Emissionen“ hinaus um Maßnahmen der Abscheidung von CO2 aus der Atmosphäre 

 
10 Art. 2 Abs. 1 lit. a und Art. 4 Abs. 1; BVerfGE 157, 30 (Rn. 7 ff.) – Klimaschutz. 
11 Insoweit skeptisch Ekhardt, NVwZ 2016, 355 (358). 
12 Vgl. Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 153 (insbes. 155 ff.); ferner Krüger, Geoengineering und 

Völkerrecht, 2020, S. 409 f.; Hartzell-Nichols, A Climate of Risk – Precautionary Principles, Catastrophes, and 

Climate Change, 2017. 
13 IPCC, in: Global Warming of 1.5°C, Special Report2018, Annex I: Glossary [Matthews, J.B.R. (ed.)]. 
14 Dazu Schlacke, Die Verwaltung, Beiheft 11 (2010), 121ff.; Koch, NVwZ 2011, 641. 
15 Kloepfer, Umweltrecht, 4. Aufl. 2016, § 17 Rn. 15; Kahl/Gärditz, Umweltrecht, § 6 Rn. 5. 
16 Gärditz, Einführung in das Klimaschutzrecht, JuS 2008, S. 324 (324). 
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sowie dessen Speicherung erweitert.17 Diese begriffliche Erweiterung umfasst nicht nur natürliche 

(Moore, Wälder) sondern auch technische (CCS) Senken.18 

Im Zuge dessen nehmen die meisten Autoren zumindest implizit die Instrumente des CCS und CDR in 

das Klimaschutzrecht auf.19 So vertritt z.B. Rodi die Auffassung, dass Regelungen als „spezifisches 

Klimaschutzrecht […] gelten, die (im Hauptzweck) unmittelbar die Senkung des Ausstoßes von Treib-

hausgasen (oder die Aufnahme von Treibhausgasen) bezwecken“ und fasst hierunter explizit auch „Re-

geln zum geo-engineering oder zur Speicherung von Treibhausgasen (CCS) […].“ Im Rahmen dessen 

wird von manchen Stimmen aber noch einmal zwischen denjenigen Klimaschutzmaßnahmen, die die 

Entstehung von Treibhausgasen verhindern, und solchen, die deren Freisetzung verhindern, unterschie-

den, wobei die CO2-bezogenen Instrumente des CE in letztere Unterkategorie fallen. Diese Differen-

zierung liegt z.B. der Begriffsbildung bei Kahl/Gärditz und denjenigen Stimmen, die sich hieran orien-

tieren, zugrunde. Der gleiche Ansatz findet sich auch bei Burgi, der „Schutzmaßnahmen noch einmal 

dahingehend unterteil[t], ob die Vermeidung der Entstehung von Emissionen oder die Verhinderung 

ihrer Freisetzung (etwa durch die Abscheidung und Speicherung von CO2; so genannte Carbon Capture 

and Storage) bezweckt wird.“20 

Noch weiter ausdifferenziert wird eine mögliche systematische Einordnung von Instrumenten des CE 

ins Klimaschutzrecht von Markus et al. Diese differenzieren anhand der „Ansatzpunkte von Klima-

schutzmaßnahmen in der Wirkungskette des Treibhauseffekts“ in den Kategorien „Vermeidung der che-

mischen Entstehung anthropogener THGs“, „Zurückhaltung – CCS, CCU (i.V.m. Energiegewinnung & 

Industrieprozessen)“, „Entnahme“ aus der Atmosphäre, inklusive CDR-Techniken, „Solar Radiation 

Management“ und „Anpassung“.21 Dabei heben die Autoren hervor, dass sich „technische Lösungen“ 

insgesamt auf drei dieser Kategorien aufteilen.22 

Demgegenüber nehmen andere Stimmen die technischen Instrumente des CE gänzlich aus dem Klima-

schutzrecht heraus und bilden diese in Form einer 3. Säule ab. So trete das „Klima-Engineering […] zu 

den bekannten Strategien Vermeidung (mitigation) und Anpassung (adaptation)“ hinzu.23 Im Zuge des-

sen wird die Grenze zwischen Emissionsreduzierung (1. Säule) und Klimaanpassung (2. Säule) auf der 

 
17 Kahl/Gärditz, Umweltrecht, § 6 Rn. 4.  
18 Schlacke/Thierjung, in: Kreuter-Kirchhof/Schlacke (Hrsg.), Klimaschutzrecht, 2025, KSG Einführung Rn. 3; 

Rodi, § 1 Grundlagen des Klimaschutzrechts, in: ders. (Hrsg.), Handbuch Klimaschutzrecht, 2022, Rn. 5. 
19 Implizit bspw. bei Schomerus, § 8 Klimaschutz- und Umweltenergierecht, in: Rehbinder/Schink (Hrsg.), Grund-

züge des Umweltrechts, 5. Auflage 2018, Rn. 8, 9, wenn er die bisher bestehenden Regelungen zur CCS unter dem 

Unterpunkt „Klimaschutzrecht“ abhandelt. 
20 Burgi, Klimaverwaltungsrecht angesichts von BVerfG-Klimabeschluss und European Green Deal, NVwZ 2021, 

1401 (1403). 
21 Markus/Schaller/Gawel/Korte, Negativemissionstechnologien als neues Instrument der Klimapolitik: Charak-

teristiken und klimapolitische Hintergründe, NuR 2021, 90 (98). 
22 Ibid.  
23 Winter, Klima-Engineering: last exit oder exitus, ZUR 2011, 458 (458); Gawel, Climate Engineering als Mittel 

der Klimapolitik, ZUR 2011, 451 (453); Frostz/Ginzky, ZUR 2014, 462 (463); Franzius, Das Recht der Energie-

wende (Teil 2). Bestandsaufnahme und Entwicklungsperspektiven, JURA 2025, 1190 (1202).  
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einen Seite sowie CE (dann als 3. Säule) auf der anderen Seite nicht verwischt.24 Auf diese Weise soll 

der Tatsache Rechnung getragen werden, dass Ansätze des CE einen „Gegensatz zur Reduzierung von 

Treibhausgasemissionen (Mitigation) und der Anpassung an die Folgen des Klimawandels (Adaption)“ 

bilden, da sie in der Regel - wenn auch in unterschiedlichem Umfang -  „aktiv auf das Klimasystem 

einwirken“.25 

2. Schlussfolgerungen 

Zunächst darf eine Differenzierung der technischen Lösungen nicht zu detailliert ausfallen. Markus et 

al. ist zwar insoweit zuzustimmen, dass jedes Instrument des CE seine eigenen Vorteile und Risiken 

birgt. Eine rechtswissenschaftliche Systematisierung erübrigt sich jedoch, wenn jedes Instrument eine 

eigene Kategorie bildet. Das Gegenteil ist wiederum für das Modell „3. Säule“ der Fall. Hier wird zu 

allgemein und undifferenziert, nur anhand des Merkmals  „technische Lösung“, eine neue Kategorie 

neben „Mitigation“ und „Adaptation“ geschaffen, die aber wiederum in sich nicht kohärent ist. Ziel, 

Wirk- und Funktionsweise, Möglichkeiten und Risiken der Instrumente der CE unterscheiden sich zu 

sehr, um sie allesamt unter dem Dach der „technischen Lösung“ sinnvoll zusammenfassen. Zudem 

nimmt der Gesetzgeber selbst das Konzept der technischen Senken in § 3b KSG auf. Eine Systematisie-

rung entgegen dem expliziten gesetzgeberischen Konzept des Klimaschutzrechts kann nicht überzeugen. 

Stattdessen sollte die grundsätzliche Zweiteilung in die Säulen des Klimaschutzrechts und des Klima-

anpassungsrechts beibehalten werden. Zugleich sollten technische Lösungen diesen beiden Säulen so 

weit wie möglich zugeordnet werden. Die Instrumente des CE, die auf die Bindung, Abscheidung und 

Speicherung von CO2 gerichtet sind, fallen damit im Anschluss an den oben skizzierten erweiterten 

Begriff des Klimaschutzrechts in dieses Rechtsgebiet. Unabhängig hiervon spricht für diese Einordnung 

auch die Tatsache, dass das Klimaschutzrecht auf eine Begrenzung der Konzentration von CO2 in der 

Atmosphäre gerichtet ist. Das gleiche Ziel verfolgen auch die CO2-bezogenen Instrumente des CE, so-

dass eine Zusammenfassung aus funktionalen Gründen besonders sinnvoll erscheint. Diese Einordnung 

entspricht dem gesetzgeberischen Verständnis von technischen Senken als Teil des Instrumentariums 

des Klimaschutzgesetzes (§ 3b KSG). Zu Recht sieht Franzius in dieser Norm eine „Zeitenwende“ in 

Bezug auf die Integration von technologischen Lösungen ins Klimaschutzregime, die die bis vor weni-

gen Jahren bestehende Zurückhaltung gegenüber solchen Lösungen überwindet.26 

Aus diesem Verständnis folgt jedoch zugleich, dass die Instrumente des Solar Radiation Management 

(SRM) als separate Kategorie verortet werden müssen. Deren Einordnung in eine „3. Säule“ der techni-

schen Lösungen lässt sich zum einen mit ihrer anders ausgerichteter Wirkweise begründen: Statt auf den 

Ursprung (die Quelle) der Erderwärmung und damit die CO2-Konzentration in der Atmosphäre 

 
24 Ginzky/Ruddigkeit, Geo-Engineering: doch eine Antwort auf die Klimakrise?, ZUR 2019, 449 (449 f.). 
25 Klimke, Menschenrechte & Geoengineering – Implikationen von Technologien zur künstlichen KlimaModifi-

kation für die Menschenrechte, ZUR 2025, 131 (132).  
26 Franzius, in: Kreuter-Kirchhof/Schlacke (Hrsg.), Klimaschutzrecht, 2025, § 3b KSG Rn. 22.  
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einzuwirken, wird hier versucht, Einfluss auf die Sonneneinstrahlung zu nehmen. Überdies liegt ihr 

Risikograd weit über dem der anderen Instrumente des CE.27 Zwar bergen auch die CDR/CCS-Techno-

logien Umweltrisiken, jedoch bleiben diese lokal begrenzt. Die Risiken des SRM hingegen sind – wegen 

ihrer unabsehbaren Einwirkungen auf globale Wirkungszusammenhänge des Erdsystems – global.28 Da-

rauf wird sogleich noch vertiefter im Kontext der Frage, wie sich technische Lösungen in den verfas-

sungsrechtlichen Rahmen des Klimaschutzes einordnen lassen, einzugehen sein. 

C. Technische Lösungen im verfassungsrechtlichen Kontext 

Stellen technische Instrumente und Innovationen im Klimaschutz einerseits und das Vorsorgeprinzip 

andererseits in rechtlicher Perspektive einen Gegensatz dar?  Oder kann es unter bestimmten rechtlichen 

Voraussetzungen einen Risk/Risk-Tradeoff geben? Hierunter soll nachfolgend eine Situation verstanden 

werden, in der das Vorsorgeprinzip eine Abwägung im Hinblick auf die (Primär-) Risiken des Klima-

wandels und die (Sekundär-) Risiken einer Technik des CE, die möglicherweise zur Reduzierung der 

(Primär-) Risiken des Klimawandels beiträgt, verlangt. Im Falle eines Risk/Risk-Tradeoffs würde mit 

Blick auf die Vorgaben des Vorsorgeprinzips ein Gleichklang dergestalt entstehen, dass das Sekundär-

risiko im Rahmen des Primärrisikos aufgeht.29 Mit anderen Worten würde das aus der Risikovorsorge 

abzuleitende Gebot unverzüglichen Handelns im Falle verbleibender wissenschaftlicher Zweifel mit 

Blick auf die Folgen des anthropogenen Klimawandels unter Umständen nicht nur die Eingehung von 

Sekundärrisiken legitimieren, es würde diese vielmehr sogar als Teil des Risikomanagements fordern. 

Dies ist eine sensible und zugleich komplexe Frage, die einer differenzierten rechtlichen Antwort be-

darf.30 

I. Ausgangspunkt: Planetare Grenzen, Klimaschutz und Vorsorgeprinzip 

Im Klimaschutz markieren die im Pariser Abkommen vereinbarten internationalen Temperaturziele eine 

wissenschaftsbasierte globale ökologische Grenzsetzung.31 Dieser wird auch im Klimabeschluss des 

BVerfG vom März 2021 eine maßstabsetzende Bedeutung für die klimapolitische Konkretisierung des 

Staatsziels Umweltschutz in Art. 20a GG beigemessen. Insoweit knüpfen die Karlsruher Richter an die 

 
27 Bronkalla/Ruddigkeit, in: Umweltbundesamt (Hrsg.), Solar Radiation Modification (SRM). Wirkweise, Risiken 

und Governance eines Eingriffs in das globale Klimasystem durch solares Geoengineering, 2024; Wagner, Und 

wenn wir einfach die Sonne verdunkeln2023, S. 21 ff. 
28 Ebenfalls für eine separate Einordnung dieser Kategorien des CE (ohne systematischen Rückbezug) Klimke, 

ZUR 2025, 131 (135).  
29 Ausfühlich aus der Perspektive des Vorsorgeprinzips dazu bereits Calliess, Vorsorgeprinzip, planetare Gren-

zen und Climate Engineering, in: Köck/Markus/Reese (Hrsg.), Zukunftsfähiges Umweltrecht I, 2023, S. 99 ff. 
30 Überlegungen in diese Richtung generell ablehnend: Salzborn/Ruddigkeit, ZUR 2025, 513.  
31 Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), Global Warming of 1,5°C (2018), zur Entwicklung 

Schlacke, Grenzwert oder Politikziel? Dogmatik und Legitimität der 2° Celsius­Leitplanke, in Dilling/Markus 

(Hrsg.), Ex Rerum Natura Ius? Recht aus der Natur der Sache, 2014, S. 93 ff. 
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Erkenntnisse der Klimawissenschaften32 an.33 Angesichts der tatsächlichen Komplexität des Themas 

erscheint diese wissenschaftsbasierte Herangehensweise geboten und legitim.34 

Zutreffend bezeichnet auch die deutsche Bundesregierung die planetaren Grenzen in ihrer Nachhaltig-

keitsstrategie als „absolute Leitplanken“ für politische Entscheidungen.35 Gleichwohl besteht eine Kluft 

zwischen der naturwissenschaftlichen Erkenntnis und dem politischen Bekenntnis zu den planetaren 

Grenzen als Leitplanken für nachhaltiges Handeln einerseits und dem Ambitionsniveau der insoweit 

beschlossenen staatlichen Strategien und Programme samt den konkret zu ergreifenden Maßnahmen 

andererseits. Ein maßgeblicher Grund für diese Kluft politischen Handelns ist, dass auch das Konzept 

der planetaren Grenzen angesichts der Komplexität der erdsystemwissenschaftlichen Zusammenhänge 

keine exakten „wissenschaftlichen Beweise“ darüber vorlegen kann, wann genau ein Schwellenwert und 

Kipppunkt überschritten wird. An diesem Punkt muss die erdsystemwissenschaftlich ermittelte Sachlage 

normativ und politisch bewertet werden. Dabei muss die politische Ebene mit den für die Risikogesell-

schaft typischen Begriffen der wissenschaftlichen Unsicherheit und Ungewissheit operieren. In diesem 

Rahmen stellt der von den Erdsystemwissenschaften formulierte Sicherheitsabstand den maßgeblichen 

Anknüpfungspunkt für die politische Koppelung mit dem umweltrechtlichen Vorsorgeprinzip dar.36 

Denn in Form des erwähnten Sicherheitsabstandes beinhaltet das Konzept der planetaren Belastungs-

grenzen eine normative Komponente, die mit dem Staatsziel Umweltschutz in Art. 20a GG und dem 

dieser Norm immanenten Vorsorgeprinzip korrespondiert: Sowohl die Risikovorsorge als auch die Res-

sourcenvorsorge zielen darauf ab, kritische Belastungen und Kipppunkte zu vermeiden, bei deren Errei-

chen schwerwiegende und irreparable Schädigungen für Mensch und Umwelt drohen.37  

Vor allem bei vollständiger oder teilweiser Irreversibilität von Umweltbelastungen verlangt das Vorsor-

geprinzip ein vorausschauendes Handeln der Entscheidungsträger, das eine besondere Berücksichtigung 

von Langzeitrisiken einschließt.38 Dementsprechend darf bei der rechtlichen Bewertung der Umweltbe-

lastung durch Schadstoffe nicht nur auf die aktuellen Auswirkungen abgestellt werden, sondern es muss 

 
32 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Umweltgutachten 2020, Für eine entschlossene Umweltpolitik 

in Deutschland und Europa, 2020, S. 37 ff. (online verfügbar); zum globalen Ansatz bereits Wissenschaftlicher 

Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU), Kassensturz für den Weltklimavertrag – 

Der Budgetansatz, Sondergutachten, 2009, S. 9 ff. 
33 BVerfGE 157, 30, Rn. 16-21 sowie Rn. 33 ff. i.Vm. Rn. 122 und 216 ff. 
34 Dazu Köck, ZUR 2017, 257 ff.; allgemein die Beiträge in: Dreier/Willoweit (Hrsg.), Wissenschaft und Politik, 

2010; Wischmeyer, Nachhaltige Gesetzgebung und Sachverständigenberatung, in: Kahl (Hrsg.), Nachhaltigkeit 

durch Organisation und Verfahren, 2016, S. 253 ff.; krit. Vierhaus, NVwZ 1993, 36 ff.; Voland, NVwZ 2019, 

114 (119); dagegen Buser, DVBl. 2020, 1389 (1394 f.); Kahl, JURA 2021, 117 (124). 
35 Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung – Neuauflage 2016, S. 12. 
36 Calliess, ZUR 2019, 385; ähnlich zur Bestimmung planetarer Grenzen bzw. ökologischen Belastungsgrenzen 

als Mix von Wissensbasierung und Vorsorgeprinzip Köck, ZUR 2017, 257 f.; zustimmend zur Relevanz von 

Kipppunkten Meyer, NJW 2020, 894 (897 f.) sowie Buser, DVBl. 2020, 1389 (1392). 
37 Vgl. hier nur Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 299 f.; Calliess, Rechtsstaat und 

Umweltstaat, 2001, S. 176 ff. 
38 Murswiek, NVwZ 1996, 222 (225); Kloepfer, DVBl. 1996, 73 (77, 78). 
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auch deren Summation über Jahre hinweg Rechnung getragen werden.39 Zugleich ist dem Staat eine aus 

der Ressourcenvorsorge fließende Verantwortung zur Freiraumerhaltung für künftige Generationen 

(einschließlich sog. Newcomer, also Unternehmen, die ihre Tätigkeit neu aufnehmen und damit die 

Umwelt/das Klima erstmals belasten)40 verfassungsrechtlich aufgegeben.41 Hieran anknüpfend ergibt 

sich aus Art. 20a GG, den Schutzpflichten aus Art. 2 Abs. 2 und 14 Abs. 1 GG sowie der vom BVerfG 

im Klimabeschluss entwickelten intertemporalen Freiheitssicherung ein gerichtlich kontrollierbarer 

Handlungsauftrag. Im Zuge dessen müssen die Institutionen Deutschlands von den ökologischen Belas-

tungsgrenzen sichtbar wegsteuern und eine (weitere) Überschreitung der ökologischen Tragfähigkeit 

des Erdsystems durch ein geeignetes und wirksames sowie langfristig angelegtes, kohärentes und rechts-

verbindliches Schutzkonzept abwenden.42 

II. Verhältnismäßigkeit in Abwägung mit kollidierenden Belangen („Chancen und Risiken“) 

Gerade der dynamisch-vorsorgende Charakter des Umweltstaats43 muss fast zwangsläufig auf die unter 

dem Dach des Rechtsstaatsprinzips vereinten, auf Bestand und Rechtssicherheit angelegten Rechte, 

Rechtsgüter und Rechtsprinzipien stoßen. Nicht von ungefähr wird daher in Praxis und Literatur einhel-

lig das Verhältnismäßigkeitsprinzip als Grenze des Vorsorgeprinzips bezeichnet.44 Sofern dies abstrakt 

und undifferenziert geschieht, hilft diese Erkenntnis allerdings nur wenig weiter.45 

Von einem Teil der Literatur wird daher zutreffend gesehen, dass das Verhältnismäßigkeitsprinzip seine 

Kontrollwirkung nur in Verbindung mit betroffenen individuellen Rechtspositionen entfalten kann, mit-

hin wenn staatliche Vorsorgemaßnahmen in Grundrechte eingreifen (näher dazu sogleich).46 Im konkre-

ten Fall hat die Abwägung im Rahmen einer mehrpoligen Verhältnismäßigkeitsprüfung zu erfolgen.47 

In deren Rahmen kann dann die Bedeutung der verschiedenen abzuwägenden Belange in der gesetzge-

berischen Freiheitsverteilung ermittelt werden. Dabei verschieben gleichlaufende Belange 

 
39 Grundlegend dazu am Beispiel der sog. „neuartigen Waldschäden“ Reiter, Entschädigungslösungen für durch 

Luftverunreinigungen verursachte Distanz- und Summationsschäden, 1998, S. 48 ff. und 133 ff.; ferner Feld-

haus, UPR 1987, 1 (5); Wahl/Appel, Prävention und Vorsorge: Von der Staatsaufgabe zur rechtlichen Ausgestal-

tung, in: Wahl (Hrsg.), Prävention und Vorsorge, 1995, S. 133 f. 
40 Feldhaus, DVBl. 1980, 133 (135); Sellner, NJW 1980, 1255 (1257). 
41 Waechter, NuR 1996, 321 (326); Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 182 ff. 
42 Calliess, JuS 2023, 1 ff.; ausführlich zum Mindestschutz  ders., NVwZ 2026, i.E. 
43 Zum Begriff Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 30 ff. 
44 BVerwGE 69, S. 37 (44); EU-Kommission, Mitteilung der Kommission über die Anwendbarkeit des Vorsorge-

prinzips, KOM (2000) 1 endg. vom 2.2.2000, S. 20 f.; Sendler, JuS 1983, 255 (256 f.); Ossenbühl, NVwZ 1986, 

S. 161 (167 f.); Rengeling, Umweltvorsorge und ihre Grenzen im EWG-Recht, 1989, S. 37 ff.; Di Fabio, Voraus-

setzungen und Grenzen des umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips, FS Ritter, 1997, S. 807 (828 ff.); Lübbe-Wolff, 

Präventiver Umweltschutz, in: Bizer/Koch (Hrsg.), Sicherheit, Vielfalt, Solidarität, 1997, S. 47 (63 ff.). 
45 Instruktiv dazu Köck, Die Entwicklung des Vorsorgeprinzips im Recht – ein Hemmnis für Innovationen zum 

nachhaltigen Wirtschaften?, in: Hansjürgens/Nordbeck (Hrsg.), Chemikalienregulierung und Innovationen zum 

nachhaltigen Wirtschaften, 2005, S. 85 (103 ff.). 
46 Rengeling, Umweltvorsorge und ihre Grenzen im EWG-Recht, 1989, S. 56 ff.; Di Fabio, Voraussetzungen und 

Grenzen des umweltrechtlichen Vorsorgeprinzips, FS Ritter, 1997, S. 807 (833); ausführlich Calliess, Rechtsstaat 

und Umweltstaat, 2001, S. 253 ff. 
47 Vertiefend Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 577 ff. 
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anerkanntermaßen die Gewichtung im Rahmen der Abwägung. Demgemäß können z.B. die Belange 

von grundrechtlicher Schutzpflicht (z.B. Art. 2 Abs. 2 GG) und Gemeinwohl (z.B. Art. 20a GG), sofern 

sie inhaltlich gleichlaufen, summiert werden und damit ein bestimmtes, mit der staatlichen Maßnahme 

verfolgtes Ziel (z.B. Luftreinhaltung) samt den dahinterstehenden Schutzgütern in der Abwägung stär-

ken. Die solchermaßen determinierte Abwägung ist eine rahmenartige Vorgabe für die gesetzgeberische 

Entwicklung eines konkreten Schutzkonzepts, oder – wenn es bereits ein Schutzkonzept gibt – Maßstab 

für seine gerichtliche Überprüfung und (möglicherweise) Fortentwicklung bzw. Umgestaltung. Als kon-

kretisierender Bestandteil der mehrpoligen Verhältnismäßigkeitsprüfung ist eine Alternativenprüfung48 

– und zwar mit Blick auf alle beteiligten Rechtspositionen – durchzuführen: Mit ihr werden nicht nur 

staatliche Handlungsspielräume, sondern auch individuelle Freiheitsräume eröffnet. So kann eine Vari-

ante sowohl mit den Vorgaben des Übermaßverbots als auch mit denjenigen des Untermaßverbots ver-

einbar sein. Die Alternativenprüfung zielt damit genau auf den beschriebenen Korridor zwischen beiden 

Verboten. Sie wird förmlich zum Instrument der im Rahmen der mehrpoligen Verhältnismäßigkeitsprü-

fung vorzunehmenden Gesamtabwägung, die der Herstellung praktischer Konkordanz zwischen den 

einzelnen Rechtspositionen des mehrpoligen Verfassungsrechtsverhältnisses dient. Denn, indem die Al-

ternativenprüfung Flexibilität bewirkt, hilft sie, das „richtige Maß“ zwischen Begünstigung und Belas-

tung zu finden und damit die Balance der Freiheitsverteilung im mehrpoligen Verfassungsrechtsverhält-

nis herzustellen.49 In diesem Kontext kann z.B. die Zulassung von Pilotprojekten als Alternative zu Ver-

boten zielführend sein, wie sie etwa die Ursprungsfassung des KSpG aus dem Jahr 2012 vorsah.50 

Im Hinblick auf dieses Schutzkonzept können – unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprin-

zips – unterschiedlich intensive Eingriffsstufen in die grundrechtlich verbürgten Freiheiten identifiziert 

werden. Insoweit geht es nicht von vorneherein um präventive Verbote mit Erlaubnisvorbehalt, sondern 

oftmals um die vorläufige Risikoabschätzung begleitende Generierung von Informationen, die geeignet 

sind, die bestehende Ungewissheit aufzuklären. Daran anknüpfend geht es um die Herstellung von 

Transparenz und die Ermöglichung von Rückverfolgbarkeit für den Fall, dass sich ein zunächst für un-

gefährlich gehaltener Stoff in einem Produkt aufgrund neuer Erkenntnisse als gefährlich herausstellt.51 

 

 

 
48 Allgemein hierzu Winter, Ökologische Verhältnismäßigkeit, 2025, S. 126 ff. 
49 Dazu Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 592 ff.; mit konkreten Beispielen ders., Innovationsför-

derung durch Koppelung von Genehmigung und Alternativenprüfung?, in: Eifert/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Inno-

vationsfördernde Regulierung, 2009, S. 221 ff. 
50 Dazu sogleich vertiefter, vgl. hier nur Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Abscheidung, Transport 

und Speicherung von Kohlendioxid, Stellungnahme zu CCS 2009.  
51 Calliess/Stockhaus, DVBl. 2011, 924 ff.; ausführlich am Beispiel von Nanomaterialien Sachverständigenrat 

für Umweltfragen (SRU), Vorsorgestrategien für Nanomaterialien, Sondergutachten 2011, Rn. 438 ff. (online 

verfügbar). 
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III. Vorsorgeprinzip und Innovationsoffenheit: Klimaschutz durch Technologien („Climate Engi-

neering“) 

1. Vorsorgeprinzip und Innovationsfreiheit 

Bereits die vorstehenden Ausführungen zur Notwendigkeit einer mehrpoligen Verhältnismäßigkeitsprü-

fung im Rahmen des Vorsorgeprinzips haben deutlich werden lassen, dass Vorsorgeprinzip und Inno-

vationsfreiheit im demokratischen Rechtsstaat miteinander verwoben sind52 und im Rahmen einer mehr-

poligen Verhältnismäßigkeitsprüfung miteinander in einen Ausgleich gebracht werden müssen. Konkret 

steht insoweit die Forderung nach einem "Innovationsprinzip" im Raum, das mitunter als Gegenprinzip 

zum Vorsorgeprinzip (miss-) verstanden wird.53 Da sich wissenschaftliche Akteure und Unternehmen 

zum Schutz ihrer Innovationsfreiheit entlang der Kette von Forschung, Entwicklung und Produktion auf 

die Grundrechte des Art. 5 Abs. 3 GG (Wissenschaftsfreiheit), Art. 12 Abs. 1 GG (Berufsfreiheit) und 

Art. 14 Abs. 1 GG (Eigentumsrecht) berufen können, sind Innovationen als rechtliches Schutzgut aner-

kannt und abgesichert. Zugleich ist unbestritten, dass die individuellen Freiheitsrechte mit den Belangen 

des Gemeinwohls, hier den Vorgaben des Umweltschutzes und des Vorsorgeprinzips (vgl. Art. 20a GG) 

sowie grundrechtlichen Schutzpflichten (Art. 2 Abs. 2 GG) abzuwägen und in einen verhältnismäßigen 

Ausgleich zu bringen sind. So gesehen bedarf es keines eigenständigen Innovationsprinzips - zumindest 

aus rechtlicher Sicht würde die Etablierung eines solchen keinen Unterschied machen.54 Innovationen 

finden somit notwendig in einem regulativen Rahmen statt, innerhalb dessen auch das Vorsorgeprinzip 

relevant ist. 

Vor diesem Hintergrund ist – zuvorderst vom Gesetzgeber – im Lichte des Verhältnismäßigkeitsprinzips 

zu prüfen, welche Form der Regulierung eine innovationsoffene, aber zugleich vorsorgeorientierte Um-

weltpolitik angemessen verwirklicht. Die Ermöglichung von Alternativenprüfungen im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung kann Räume für Innovationen schaffen.55 Insoweit ist hervorzuheben, dass 

Regulierung in erster Linie dazu dient, wichtige Gemeinwohlbelange zu realisieren; sie stellt somit als 

grundlegende Handlungsform des Gesetzgebers nicht nur eine Handlungsmöglichkeit, sondern einen 

aus der Verfassung folgenden Handlungsauftrag dar. Regulierung wird aus dieser Perspektive allerdings 

zu Unrecht allein als Hemmnis für Innovationen betrachtet. Schon aus wirtschaftlicher Sicht genügt es 

nicht, Innovationsprozesse zu fördern, sondern vielmehr ist gerade in der Übergangsphase der Innova-

tion von der Nische in den breiten Markt eine flexible politisch-regulative Steuerung durch den Staat 

erforderlich, die einen stabilen Rahmen schafft, der den Unternehmen die notwendige Planungs- und 

 
52 Vertiefend Köck, Die Entwicklung des Vorsorgeprinzips im Recht – ein Hemmnis für Innovationen zum nach-

haltigen Wirtschaften?, in: Hansjürgens/Nordbeck (Hrsg.), Chemikalienregulierung und Innovationen zum nach-

haltigen Wirtschaften, 2005, S. 85 ff. 
53 Zu dieser Debatte Calliess, ZEuS 2021, 125 ff.; Appel, Vorsorgeprinzip und Innovation, in: Köck/Mar-

kus/Reese (Hrsg.), Zukunftsfähiges Umweltrecht I, 2023, S. 143 ff. 
54 Calliess, ZEuS 2021, 125 (133 f.); vertiefend ders., Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 256 ff. 
55 Ausführlich dazu Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 567 ff., insbes. 592 ff. 
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Investitionssicherheit vermittelt. Dies geschieht überwiegend durch Regulierung, die daher auch ein 

Treiber von Innovationen sein kann. Daran anknüpfend kann vor allem experimentelle Regulierung, die 

beispielsweise für bestimmte Tätigkeiten und zeitlich begrenzt eine Abweichung von bestehenden Stan-

dards zulässt, innovative Ansätze befördern. Wenn das Innovationsprinzip aus rechtlicher Perspektive 

wie gezeigt nicht als Gegenprinzip zum Vorsorgeprinzip verstanden werden darf, kann es allein darum 

gehen, die Offenheit für Innovationen in allen Phasen des Politikzyklus zu erhöhen. Auf dieser Basis 

kann das Innovationsprinzip dazu beitragen, die staatliche Gesetzgebung innovationsoffen auszugestal-

ten.56 

2. CE zwischen Innovation und Vorsorge 

Im Anschluss daran kann nunmehr die Frage beantwortet werden, ob es im Rahmen des Vorsorgeprin-

zips einen Risk/Risk-Tradeoff geben kann. Insoweit kommt es darauf an, die Risiken der Technologie 

des CE mit den Risiken eines Verzichts auf diese Technologie im Kontext eines „Abstandhaltens“ zu 

den planetaren Grenzen abzuwägen.  

a) CE als Reaktionsmöglichkeit auf den Klimawandel 

CE umfasst Techniken, die eine gezielte, zumeist großskalige Manipulation der planetarischen Umwelt 

mit dem Ziel bewirken sollen, dem anthropogenen Klimawandel entgegenzuwirken.57 Der Teilbegriff 

„Engineering“ unterstreicht, dass es sich um die gezielte technische Beeinflussung des Klimasystems 

und nicht um andere Eingriffe in die Umwelt (wie z.B. Maßnahmen der Aufforstung) handelt.58  

Innerhalb der Naturwissenschaften wurde die Diskussion um CE-Maßnahmen maßgeblich von einer 

Arbeit des Nobelpreisträgers Paul J. Crutzen59 angestoßen, der die technischen Möglichkeiten zur 

Klimabeeinflussung in den Fokus der Wissenschaft rückte.60 Die CE-Debatte gipfelte darin, dass Vor-

haben zur direkten und bewussten Intervention ins Klimasystem im 5. Sachstandsbericht des IPCC dis-

kutiert wurden.61 Solange nicht gesichert sei, dass die Maßnahmen zur Verringerung der CO2-Konzent-

ration in der Atmosphäre ausreichend sind, um ein weiteres Aufheizen der Erde zu verhindern, sollen 

technische Lösungen im Rahmen von Vorsorgestrategien diskutiert und erwogen werden können.62 

 
56 Calliess, ZEuS 2021, 125 (134 ff.); differenzierend Appel, Vorsorgeprinzip und Innovation, in: Köck/Mar-

kus/Reese (Hrsg.), Zukunftsfähiges Umweltrecht I, 2023, S. 143 ff. 
57 The Royal Society, Geoengineering the climate, science, governance and uncertainty, 2009, S. 1. 
58 Rickels et al., Gezielte Eingriffe in das Klima?, Eine Bestandsaufnahme der Debatte zu Climate Engineering. 

Sondierungsstudie für das Bundesministerium für Bildung und Forschung 2011, S. 9. 
59 Siehe Crutzen/Albedo, Enhancement by Stratospheric Sulfur Injections: A Contribution to Resolve a Policy 

Dilemma?, Climatic Change 77 (3–4), 2006, S. 211–220. 
60 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag 

(Arbeitsbericht Nr. 159), 2014, S. 29 f. 
61 Siehe IPCC, Special Report: Global Warming of 1,5 °C, Summary, 2018. 
62 Vertiefend dazu Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 153 (insbes. 155 ff.); ferner Krüger, Geoenginee-

ring und Völkerrecht, 2020, S. 409 f.; Proelß, JZ 2011, 495 (498); vgl. auch Stoll, in: Dilling/Markus (Hrsg.), Ex 

Rerum Natura Ius? Sachzwang und Problemwahrnehmung im Umweltrecht, 2014, S. 37; Hartzell-Nichols, A 

Climate of Risk – Precautionary Principles, Catastrophes, and Climate Change, 2017. 
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Mithin sollen CE-Maßnahmen die Emissionsvermeidung ergänzen.63 CE-Technologien werden dem-

entsprechend als (Notfall-) Maßnahme angesehen, um dem Klimawandel mit Blick auf ein Überschrei-

ten der planetaren Grenzen zu begegnen. Ganz in diesem Sinne werden potenzielle Kipppunkte im Kli-

masystem als Gründe für einen zukünftigen CE-Einsatz angeführt.64 Im Zuge dessen hat sich die Reali-

sierung von CE-Maßnahmen in der internationalen Klimapolitik zunehmend als potenziell notwendige 

Handlungsoption und drittes Strategieelement im Umgang mit dem Klimawandel etabliert. 65 

b) Chancen und Risiken der CE-Technologien 

Wie vorstehend (siehe oben unter B.) bereits deutlich wurde, werden unter dem Sammelbegriff CE un-

terschiedliche Technologien und technische Verfahren diskutiert. Sie zielen zwar allesamt darauf ab, in 

Naturabläufe einzugreifen, um das Klima zu modifizieren und letztlich den Klimawandel zu bremsen 

oder sogar umzukehren.66 Jedoch unterscheiden sich CE-Maßnahmen nicht nur hinsichtlich ihrer Tech-

nikansätze, sondern auch mit Blick auf ihren Entwicklungs- und Forschungsstand sowie ihre Risiken im 

Hinblick auf unerwünschte Nebenwirkungen für Mensch und Umwelt. Während einige der Vorschläge 

bereits technisch ausgereift scheinen, sind andere noch bloße Konzeptstudien.67 Mit Blick auf die Risi-

ken kann zwischen lokalen und globalen CE-Technologien unterschieden werden. Während die Anwen-

dung von lokalen CE-Technologien räumlich begrenzt ist und infolgedessen etwaige Risiken auf das 

Einsatzgebiet beschränkt bleiben (z.B. CDR- und CCS-Maßnahmen), haben globale CE-Technologien 

im Hinblick auf ihren Anwendungsmaßstab und ihre möglichen Umweltfolgen großskalige Ausmaße 

(Bsp. Aerosolinjektion und Ozeandüngung).68 Ein großskaliger Einsatz birgt wiederum besondere Risi-

ken, deren Folgen derzeit kaum abschätzbar sind.69 In vielen Fällen gibt es daher wissenschaftliche, 

rechtliche, ethische oder politische Bedenken gegen den Einsatz technischer Lösungen.70   

Im Ergebnis werden vom CE-Begriff verschiedene Instrumente erfasst, die sich in ihren technischen 

Merkmalen, Wirkungsmechanismen und möglichen (ökologischen) Folgen wie auch Risiken stark un-

terscheiden. Vor diesem Hintergrund wird die unter B. dargestellte Systematisierung der technischen 

Lösungen, die entweder dem Klimaschutzrecht zugeordnet werden können oder aber als Technologie 

der 3. Säule unterfallen, relevant: Im Lichte des Vorsorgeprinzips sind SRM-Technologien und CDR-

Maßnahmen zu unterscheiden. Zwar wird SRM-Technologien mit Blick auf ein Verlangsamen des Kli-

mawandels und die Achtung der planetaren Grenzen ein großes (wenn auch noch weitgehend 

 
63 Schwerpunktprogramm 1689 der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Climate Engineering und unsere Klima-

ziele - eine überfällige Debatte, 2019, S. 7; Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 31. 
64 Rickels et al., Gezielte Eingriffe in das Klima?, 2011, S. 13, 41. 
65 Ausführlich Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 153 (153 ff). 
66 The Royal Society, Geoengineering the climate, 2009, S. 1. 
67 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 51. 
68 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 111. 
69 Schwerpunktprogramm 1689 der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Climate Engineering und unsere Klima-

ziele - eine überfällige Debatte, 2019, S. 23, 41; Wagner, Und wenn wir einfach die Sonne verdunkeln?, 2023, 

S.21 ff. 
70 Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 (96 ff.). 
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theoretisches) Potenzial zugesprochen71, während CDR-Maßnahmen keine schnelle Beeinflussung der 

globalen Erdtemperatur zugeschrieben wird, so dass sie eher als Ergänzung zu bestehenden Maßnahmen 

der Emissionsreduktion in Betracht kommen.72 Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, dass die 

SRM-Technologie mit Risiken (im Sinne von möglichen Gefahren) verknüpft ist, deren Schadenspo-

tential für Umwelt und Klima zum Teil irreversibel ist73 und daher im Lichte der vorstehend skizzierten 

Vorgaben des Vorsorgeprinzips verfassungsrechtlich nicht zulässig ist.74 Da die geschilderten Risiken 

von Maßnahmen im Rahmen der SRM-Technologie in Abwägung mit den Risiken eines Verzichts auf 

diese Technologie somit bereits ganz allgemein unverhältnismäßig groß sind, kann es im Lichte der 

vorstehend dargestellten Vorgaben des Vorsorgeprinzips insoweit generell keinen Risk/Risk-Tradeoff 

geben.75 

c) Chancen und Risiken von CDR-Technologien, insbesondere CCS 

Anderes kann nach vorstehenden Ausführungen für CDR-Maßnahmen samt CCS angenommen werden. 

Zwar bergen auch die von ihnen ausgehenden Risiken ein Schadenspotential für Umwelt und Klima, 

jedoch ist dieses im Vergleich zu den SRM-Techniken begrenzter. Im Zuge dessen erscheint insoweit 

ein Risk/Risk-Tradeoff möglich, wenn eine differenzierte Herangehensweise gewählt wird. 

Im Grunde zielen CDR-Techniken darauf ab, Kohlendioxid durch biologische, chemische oder physi-

kalische Prozesse aus der Atmosphäre zu entfernen. Mit ihnen soll die Akkumulation von CO2 gestoppt 

und die CO2-Konzentration in der Atmosphäre gesenkt werden76; sie wirken insoweit „ursächlich“.77 

Daher werden CDR-Maßnahmen auch als negative Emissionstechnologien („Negative Emission Tech-

nologies“, NETs) bezeichnet.78 Im Lichte dessen haben vor allem CDR-Maßnahmen das Potenzial, als 

Ergänzung zu vorhandenen Maßnahmen der Emissionsminderung zu fungieren.  

Vor dem Hintergrund, dass CDR-Maßnahmen darauf abzielen, die Kohlendioxid-Konzentration in der 

Atmosphäre zu verringern, wird zwar diskutiert, ob CDR-Maßnahmen überhaupt unter den CE-Begriff 

 
71 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 113; kritisch Wagner, Und wenn wir einfach die Sonne 

verdunkeln?, 2023, S. 105 ff. 
72 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 42. 
73 Wagner, Und wenn wir einfach die Sonne verdunkeln?, 2023, S. 21 ff.; Bronkalla/Ruddigkeit, in: Umweltbun-

desamt (Hrsg.), Solar Radiation Modification (SRM). Wirkweise, Risiken und Governance eines Eingriffs in das 

globale Klimasystem durch solares Geoengineering, 2025. 
74 Vertiefend dazu Calliess, Vorsorgeprinzip, planetare Grenzen und Climate Engineering, in: Köck/Mar-

kus/Reese (Hrsg.), Zukunftsfähiges Umweltrecht I, 2023, 99 (126, 132 ff.) m.w.N. 
75 Differenzierend Hartzell-Nichols, Ethics, Policy & Environment, (15) 2012, 158.  
76 Vgl. den Überblick bei Grunder/Fuss/Kalkuhl/Minx/Strefler/Merfort, KlimR 2022, 18 ff.; Markus/Schal-

ler/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 (93 ff.) 
77 Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 41 f. 
78 Vgl. etwa das Schwerpunktprogramm 1689 der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Climate Engineering und 

unsere Klimaziele - eine überfällige Debatte, 2019, S. 24; ferner Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 ff. 

und 153 ff. 
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zu fassen seien oder vielmehr als Teil von Mitigation79 anzusehen sind.80 Da CDR-Maßnahmen im Un-

terschied zu Maßnahmen der Mitigation aber erst ansetzen, nachdem das CO2 in die Atmosphäre frei-

gesetzt wurde, liegt es näher, sie auch dem Bereich des CE zuzuordnen.81 

Anders als SRM-Methoden bekämpfen CDR-Techniken aber auch die Ursachen des Klimawandels.82 

Abgesehen von ihren so skizzierten Chancen bergen verschiedene CDR-Maßnahmen jedoch auch Risi-

ken in Form von unvorhersehbaren Nebenfolgen und nicht bekannten negativen Umweltauswirkun-

gen.83 Vor diesem Hintergrund ist generell zu bedenken, dass CDR-Techniken nur lokal begrenzt zum 

Einsatz kommen. Überdies ist jede einzelne CDR-Technik mit Blick auf die vorstehend skizzierten Vor-

gaben des Vorsorgeprinzips zu prüfen. Insoweit kommen zum einen der widerleglichen Gefährlichkeits-

vermutung und zum anderen der Alternativenprüfung (als Teil der Verhältnismäßigkeitsprüfung) eine 

maßgebliche Rolle zu. Im Zuge dieser stellen sich vor allem Pilotprojekte im Rahmen einer mehrpoligen 

Verhältnismäßigkeitsprüfung als milderes Mittel zu Verboten einer CDR-Technologie dar: „Viele Ar-

gumente sprechen durchaus für die weitere wissenschaftliche Erforschung der Funktionsweisen und 

Entnahmepotenziale von NETs. Vor diesem Hintergrund würde es nun gelten, einzelne, vielverspre-

chende Maßnahmen mit größerer Tiefenschärfe zu untersuchen. Nur so können letztlich rationale 

Abwägungsentscheidungen hinsichtlich der Bedingungen ihres möglichen Einsatzes getroffen wer-

den."84 In diesem Sinne sind Pilotprojekte auf weiteren wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn hinsicht-

lich möglicher Schäden von CDR-Techniken gerichtet, was einen differenzierten Risk/Risk-Tradeoff in 

einer wissenschaftsbasierten Abwägung von Chancen und Risiken ermöglicht. In diesem Rahmen kann 

auch die bei CDR-Maßnahmen befürchtete Gefahr eines „Carbon Lock-In“, mithin einer künstlichen 

Verlängerung der Nutzungsdauer nicht nachhaltiger fossiler Energieträger85 verarbeitet werden. 

Am Beispiel der Speicherung von CO2 im Untergrund (CCS) ist diese Option von Pilotprojekten vom 

die Bundesregierung beratenden Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) bereits im Jahre 2009 

überzeugend ausbuchstabiert worden.86 Den damals vom Bundeskabinett beschlossenen Gesetzentwurf 

zur Regelung von Abscheidung, Transport und dauerhafter Speicherung von Kohlendioxid sah der SRU 

 
79 Der Weltklimarat definiert Mitigation als „a human intervention to reduce emissions or enhance the sinks of 

greenhouse gases”, IPCC, in: Global Warming of 1.5°C, Special Report2018, Annex I: Glossary [Matthews, 

J.B.R. (ed.)]. 
80 Schwerpunktprogramm 1689 der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Climate Engineering und unsere Klima-

ziele - eine überfällige Debatte, 2019, S. 24; Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 42; Zu der Ka-

tegorisierung von CDR-Maßnahmen bzw. NETs als Maßnahmen der Mitigation siehe auch Markus et al. 2021, 

90 (97 f.). 
81 Vgl. Caviezel/Revermann, Climate Engineering, 2014, S. 42. 
82 Schwerpunktprogramm 1689 der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Climate Engineering und unsere Klima-

ziele - eine überfällige Debatte, 2019, S. 25. 
83 Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 90 (96 ff.); weitgehend ausgeblendet bei Grunder/Fuss/Kal-

kuhl/Minx/Strefler/Merfort, KlimR 2022, 18 ff.; 
84 Markus/Schaller/Gawel/Korte, NuR 2021, 153 (158). 
85 Umfassend hierzu Boerstra, ZUR 2024, 405. 
86 Insoweit ist der Verfasser dieses Beitrags, der von 2008-2020 juristisches Mitglied im SRU war und in dieser 

Funktion an der Stellungnahme mitgewirkt hat, aber möglicherweise befangen.  
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im Hinblick auf Chancen und Risiken zwar kritisch, da „noch viele technische, ökologische und finan-

zielle Fragen im Zusammenhang mit der CCS-Technologie ungeklärt“ seien und „Konkurrenzen um die 

Nutzung der unterirdischen Räume“ als Speicher für wahrscheinlich gehalten wurden. Um aber die 

Chancen von CCS im Hinblick auf den Klimaschutz nicht brach liegen zu lassen, favorisierte der SRU 

ein Forschungsgesetz, mit dem die Erprobung von CCS in Pilotprojekten ermöglicht werden sollte.87 

Gesetzgeberisch wurde zunächst die EU-Ebene mit der 2009 erlassenen CCS-Richtlinie aktiv.88 Die 

Richtlinie schuf für diejenigen Mitgliedstaaten, die den Einsatz und die Erprobung von CCS anstrebten, 

einen Rahmen, der auf deutscher Ebene durch ein – im Gesetzgebungsprozess zunächst gescheitertes – 

CCS-Gesetz begleitet werden sollte.89 Seit 2012 setzt das Kohlendioxid-Speicherungsgesetz (KSpG) die 

CCS-Richtlinie mit Blick auf die Erprobung von CCS zu Forschungszwecken um.90 Wegen der restrik-

tiven gesetzlichen Voraussetzungen des KSpG erfolgte jedoch letztlich keine einzige Zulassung eines 

CO2-Speichers auf dessen Grundlage, weshalb die 2025 ins Amt gekommene Bundesregierung das Ge-

setz mit Wirkung zum 28.11.2025 novellierte, das nunmehr als Kohlendioxid-Speicherung-und-Trans-

port-Gesetz (KSpTG) fortgilt.91 Das KSpTG erlaubt nunmehr den Aufbau und Einsatz von CCS-Infra-

strukturen in großflächigem und industriellem Maßstab. Dabei sind – wohl aus politischen Akzeptanz-

gründen – Festlandspeicher für kommerzielle Zwecke jedoch weiterhin ausgeschlossen, es gilt vielmehr 

eine räumliche Beschränkung auf das Gebiet des Festlandsockels und der ausschließlichen Wirtschafts-

zone, wenn es sich nicht um Forschungsspeicher handelt oder die Länder eine Ausnahme zulassen (§ 2 

Abs. 5 KSpTG).92 

Im Zuge des European Green Deal änderte sich auf EU-Ebene der Rechtsrahmen für CCS. Programma-

tisch kommt der neue Rechtsrahmen in der Carbon-Management-Strategie der EU-Kommission vom 

Februar 2024 zum Ausdruck.93 Einen weiteren Baustein in der rechtlichen Architektur für die Speiche-

rung und Nutzung von CO2 bildet die 2024 erlassene Netto-Null-Industrie-Verordnung (Net Zero In-

dustry Act), die ebenfalls auf die Schaffung eines vorhersehbaren Rechtsrahmens für CCS zielt.94 Das 

erfolgt vor allem durch die Festlegung eines verbindlichen Speicherziels von 50 Millionen Tonnen CO2 

jährlich bis 2030 sowie die Sammlung von Daten über Flächen für mögliche CO2-Speichergebiete und 

 
87 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Abscheidung, Transport und Speicherung von Kohlendioxid: 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung im Kontext der Energiedebatte, Stellungnahme vom 06.05.2009 (online 

verfügbar).  
88 Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009, ABl. L 140/114.  
89 Hellriegel, NVwZ 2010, 1530.  
90 Einordnend Markus/Otto/Thrän, ZUR 2024, 387 (388 f.).   
91 Zu den Änderungen vgl. Markus/Otto/Thrän, ZUR 2024, 387 (390 ff.); Westmark, KlimR 2025, 8  
92 Markus, ZUR 2024, 385 (385 f.).  
93 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozi-

alausschuss und den Ausschuss der Regionen, Auf dem Weg zu einem ehrgeizigen industriellen CO2-Manage-

ment in der EU, COM (2024) 62 final.  
94 Verordnung 2024/1735/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024, ABl. L.  
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die Erstattung jährlicher Berichte über Speichervorhaben.95 Abgerundet wird die Ermöglichung von 

CCS auf der EU-Ebene durch den Innovationsfonds, der Einnahmen aus dem EU-Emissionshandelssys-

tem (EHS) u.a. in CCS-Projekte und CCU-Projekte lenkt. Weitere Förderungen ergeben sich aus dem 

Horizon-Europe-Programm und dem TEN-E-Programm.96 Auch die Zertifizierung von CO2-Entnah-

men wird durch das Unionsrecht geregelt.97 

Zu beachten ist aber, dass mit Blick auf die begrenzten Speicherkapazitäten für CO2 der verfügbare 

Raum für die Speicherung von CO2 grundsätzlich ein knappes Gut darstellt, das überdies mit anderen 

Nutzungsoptionen, wie z.B. der Speicherung von Strom aus erneuerbaren Energien in Druckluftspei-

chern, konkurriert. Mit Blick auf die erwähnten Vorgaben des Art. 20a GG, konkret das Vorsorgeprinzip 

in Gestalt der Ressourcenvorsorge besteht deshalb eine verfassungsrechtliche Pflicht, CCS auf diejeni-

gen Emissionen zu begrenzen, die gar nicht oder, mit Blick auf die verfassungsrechtlich abgesicherten 

Wirtschaftsgrundrechte (Art. 12, 14 GG) privater Akteure, nur unter unverhältnismäßig hohen Kosten 

vermeidbar sind. Der Gesetzgeber darf den Rechtsrahmen für CCS ferner nicht so ausgestalten, dass 

CCS als Geschäftsmodell in Konkurrenz zur Vermeidung gerät oder den Umstieg auf nachhaltigere, 

erneuerbare Energiequellen verzögert.98 Vor diesem Hintergrund stößt eine pauschale Zulassung von 

CCS zu jedweden industriellen Zwecken auf verfassungsrechtliche Bedenken. Zudem kann die Anwen-

dung von „end-of-the-pipe“-Technologien wie CCS – ganz zu schweigen von nur die Folgen der Erder-

wärmung bekämpfenden CE-Maßnahmen wie SRM – mit Blick auf das Ursprungsprinzip nach Art. 191 

AEUV auch auf unionsrechtliche Bedenken stoßen.99 

D. Schlussfolgerungen für die rechtliche Einordnung technischer Lösungen in das Klimaschutz-

regime 

Mit Blick auf die eingangs aufgeworfenen zwei Fragenkreise lassen sich im Ergebnis folgende Schluss-

folgerungen ziehen.  

Zunächst hat sich gezeigt, dass CDR-Technologien die auch positivrechtlich angelegte Unterscheidung 

zwischen dem Klimaschutzrecht und dem Klimaanpassungsrecht nicht grundsätzlich in Frage stellen. 

Vielmehr lässt sich diese Art von CE-Technologie ohne weiteres dem Klimaschutzrecht zuordnen, das 

diese Kategorisierung selbst vorgibt und nachvollzieht. Dass Zielkonflikte mit sonstigen Umweltgütern 

entstehen können, unterscheidet CCS (wie auch CCU) nicht grundsätzlich von sonstigen Bereichen des 

Klimaschutzrechts, zumal diese Techniken funktional dem Zweck des Klimaschutzrechts entsprechen, 

die Senkung der Konzentration von CO2 in der Erdatmosphäre zu fördern.  

 
95 Umfassend Kannenberg, ZUR 2024, 396 (401 ff.); Kainer/Netzer, EuZW 2025, 1082 (1085); Bringmann/Or-

tega/Sawal, EnZW 2024, 440 (443 ff.).   
96 Ludwig/Versen, EnWZ 2025, 450 (451).  
97 Verordnung 2024/3012/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024, ABl. L.  
98 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Impulspapier, CCS in Deutschland rechtlich auf unvermeidbare 

Restemissionen begrenzen: Stellungnahme zur KSpG-Novelle, Oktober 2024. 
99 Spezifisch zu SRM Salzborn/Ruddigkeit, ZUR 2025, 513 (514).  
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Die Schaffung einer dritten Kategorie ist jedoch für Maßnahmen im Kontext der SRM-Technologie 

geboten.  Denn zum einen unterscheiden sich diese durch ihre nachsorgende Wirkweise in erheblicher 

Weise von der CDR-Technologie, insbesondere den CCS- und CCU-Techniken. Zum anderen rechtfer-

tigt aber auch das erheblich gesteigerte Maß der von ihnen ausgehenden Risiken und ihre globale Natur 

eine andere Bewertung. 

Mit Blick auf die rechtliche Bewertung von Maßnahmen im Rahmen von CE-Technologien anhand des 

Vorsorgeprinzips können pauschale Lösungen ohne Rücksicht auf die konkreten Eigenschaften, Wir-

kungen und Risiken der jeweiligen Techniken und Maßnahmen nicht überzeugen. Vielmehr ergibt sich 

aus den Vorgaben des Art. 20a GG, konkret der Ressourcen- und Risikovorsorge, im freiheitlichen 

Rechtsstaat ein auf den Einzelfall bezogenes Gebot, die kollidierenden Rechtspositionen einschließlich 

der auch grundrechtlich abgesicherten Innovationsfreiheit zu bewerten und im Rahmen einer mehrpoli-

gen Verhältnismäßigkeitsprüfung in einen angemessenen Ausgleich zu bringen. Als Instrument zur Her-

stellung dieses Ausgleichs, und damit zugleich zur Freihaltung von Innovationsräumen, dient eine Al-

ternativenprüfung.100 In diesem Rahmen können CDR-Techniken zur Entnahme von CO2 aus der At-

mosphäre sowie industrielle Verfahren des CCS und CCU angesichts der mit ihnen verfolgten Ursa-

chenbekämpfung und relativ begrenzten Nebenfolgen und Risiken im Einzelfall im Einklang mit dem 

Vorsorgeprinzip stehen.  

Ein anderes Ergebnis ergibt sich jedoch im Hinblick auf SRM-Techniken: Da diese nachsorgend ange-

legt sind und ihr Schadenspotential möglicherweise irreversibel ist, kommt bereits eine Abwägung der 

durch SRM-Verfahren bewirkten Risiken mit einer möglicherweise gleichzeitig bewirkten Minderung 

der Risiken des Klimawandels nicht in Betracht. Im Zuge dessen ergibt sich im Rahmen der vorstehend 

skizzierten mehrpoligen Verhältnismäßigkeitsprüfung, im Lichte der vorstehend skizzierten Vorgaben 

des Art. 20a GG und des Vorsorgeprinzips, dass der Einsatz von SRM-Techniken jedenfalls nach heu-

tigem Wissensstand verfassungsrechtlich nicht zulässig ist. Über den Rahmen dieser Untersuchung 

weist die Frage hinaus, ob SRM-Verfahren angesichts ihres tendenziell am Ende der Ursachenkette der 

Erderwärmung ansetzenden Verfahrens überdies im Widerspruch zum umweltrechtlichen Ursprungs-

prinzip nach Art. 191 AEUV stehen könnten.101 Insofern bedarf es allgemein noch weiterführender For-

schung zur Reichweite der konkreten Verbots- oder Hinderungswirkung des Ursprungsprinzips mit 

Blick auf „end-of-the-pipe“-Technologien.102 

 

 
100 Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 567 ff., insbes. 592 ff. 
101 So Salzborn/Ruddigkeit, ZUR 2025, 513 (514). 
102 Vgl. Calliess, § 2 EU-Umweltrecht, in: Rehbinder/Schink (Hrsg.), Grundzüge des Umweltrechts, 6. Aufl. 

2025, Rn. 82 ff.   


